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In eigener Sache – Herbsttagung und Internet
Wir laden Sie herzlich dazu ein, an unserer Herbsttagung in Darmstadt teilzunehmen. Vom 24. bis 26. November befasst sich die Tagung unter der Überschrift „Risiken und Nebenwirkungen“ mit den Folgen der Reformen im Familienrecht. Zum Beispiel wirft die Zweispurigkeit von Familiensachen einerseits und Ehe- und Familienstreitsachen andererseits häufig die Frage auf, welches Rechtsmittel statthaft ist. Wege aus diesem Labyrinth der Rechtswege zeigt Ihnen Isabel Götz, Richterin am OLG München, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Familiengerichtstages. Gespannt sein darf man auch auf den Blick in die Zukunft, den Prof. Dr. Dr. h.c. em. Dieter Schwab, Regensburg, wagt. Was das Unterhaltsrecht im Jahr 2014 zu bieten hat, in welcher Richtung sich die Rechtsprechung bis dahin festlegt oder auch nicht, ist bislang sein Geheimnis. Seien Sie dabei, wenn er es in Darmstadt auf unserer Tagung lüftet. Zu den Risiken  im Familienrecht gehören vor allem die vielfältigen Haftungsfallen. Ob in der Büroorganisation, bei den Steuern oder beim Vergleich, wer nicht aufpasst, kann schnell hineingeraten. Unsere renommierten Referentinnen und Referenten werden Sie gut informieren und mit Ratschlägen versorgen, so dass Sie in Zukunft alle Klippen sicher umschiffen können. Diesmal ist der Tagung ein Symposium über das italienische Familienrecht vorangestellt. Der Blick über den Tellerrand des deutschen Familienrechts in andere europäische Staaten ist längst zur Tradition der alljährlichen Herbsttagungen geworden. In den vergangenen Jahren gab es Veranstaltungen über Belgien, Polen, die Schweiz, England und Frankreich. Was das umfassende Programm an Vorträgen und Workshops zu bieten hat, können Sie auf unserer Internet-Seite nachlesen. Dort können Sie auch die Nachlesen der vergangenen Jahre ansehen, zum Beispiel vom vergangenen Jahr in Hannover. Durch die Teilnahme an den Fachvorträgen und Diskussionen werden 10,75 Zeitstunden im Sinne der Fachanwaltsverordnung bescheinigt.
Auf unserer frisch renovierten Internetseite finden Sie außerdem viele aktuelle Inhalte rund um das Familienrecht, die vor einem neuen, freundlich hellen Hintergrund in übersichtlicher Anordnung auf die Lektüre warten. Der Teil für die Verbraucher und der Teil für die Familienanwältinnen und –anwälte sind deutlicher voneinander abgegrenzt. So können die gewünschten Informationen leichter gefunden werden. 
Die beiden Diskussionsforen auf der Internetseite finden weiterhin guten Zuspruch. Ein internes Forum im Mitgliederbereich dient dem fachlichen Austausch der Mitglieder und ein öffentliches Diskussionsforum ermöglicht es Besucherinnen und Besuchern der Seite, familienrechtliche Fragen zu stellen. 
Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die Beantwortung von rechtlichen Fragen der Besucherinnen und Besucher auch ein hervorragendes Marketinginstrument sein kann. Wenn Sie als Mitglied eingeloggt sind und eine der gestellten Fragen beantworten, können alle Leser dieses Beitrags sich die Kontaktdaten der antwortenden Rechtsanwältin beziehungsweise des antwortenden Rechtsanwalts anzeigen lassen. Zugleich können Sie sich komfortabel über neue Beiträge in dem öffentlichen Diskussionsforum per E-Mail informieren lassen, so dass sie nicht täglich auf die Seite schauen müssen. Dafür müssen sie im Mitgliederbereich unter "Meine Daten" und hier unter "Benachrichtigung bei neuen Beiträgen im Forum" einfach einen Haken setzen.

BVerfG: Kindergeld, Kindes- und Elternunterhalt
Die Neuregelung zur Anrechnung des Kindergeldes auf den Kindesunterhalt bei der Ermittlung des nachrangigen Ehegattenunterhalts ist nicht verfassungswidrig. Nach der am 1. Januar 2008 in Kraft getretenen Reform des Unterhaltsrechts orientiert sich der dynamische Kindesunterhalt nicht mehr an der Regelbetragsverordnung, sondern an einem im Gesetz festgeschriebenen Mindestunterhalt, der sich in Anpassung an die Vorschriften des Steuerrechts nach dem doppelten Freibetrag für das Existenzminimum eines Kindes richtet. Das Kindergeld ist nach der Neuregelung des § 1612b BGB zur Deckung des Barbedarfs des Kindes zu verwenden und zwar zur Hälfte, wenn ein Elternteil seine Unterhaltspflicht durch Betreuung des Kindes erfüllt, in allen anderen Fällen in voller Höhe. Mit dieser Änderung ist keine Ungleichbehandlung verbunden. Die frühere Bestimmung des Kindergeldes, nach der es den Eltern für deren eigene Zwecke zugute kam, ist entfallen. Der Gesetzgeber hat anlässlich der Unterhaltsrechtsreform beide Elternteile, unabhängig davon, ob sie Bar- oder Betreuungsunterhalt leisten, verpflichtet, den auf sie entfallenden Kindergeldanteil ausschließlich für den Unterhalt des Kindes zu verwenden.

Az 1 BvR 932/10, Beschluss vom 14.7.2011, Pressemitteilung
BFH: Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastungen
Zivilprozesskosten können unter bestimmten Voraussetzungen als außergewöhnliche Belastungen steuerlich abzugsfähig sein. Mit dieser Entscheidung hat der Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtssprechung geändert. Unausweichlich sind derartige Aufwendungen jedoch nur, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

Zivilprozesskosten sind nur insoweit abziehbar, als sie notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht überschreiten. Etwaige Leistungen aus einer Rechtsschutzversicherung sind im Rahmen der Vorteilsanrechnung zu berücksichtigen. Bisher konnten bei den RA-Kosten des Ehescheidungsverfahrens nur die Kosten für die eigentliche Ehescheidung bei der ESt-Erklärung als außergewöhnliche Belastung in Abzug gebracht werden. Bereits für Folgesachen wurden die Kosten von der Finanzverwaltung nicht anerkannt. Da gerade aber das Unterhaltsverfahren dazu dient, dem Unterhaltsgläubiger Einkünfte zu verschaffen, dürften nach dieser Entscheidung die Kosten – soweit sie nicht vom Unterhalts-Schuldner zu tragen sind – als außergewöhnliche Belastung im Veranlagungszeitraum der Zahlung zukünftig berücksichtigt werden.

Az VI R 41/10, Urteil vom 12.5.2011
BFH: Gründstückserwerb und Steuerbefreiung nach der Scheidung  
Vereinbaren Ehegatten zur Regelung der Vermögensauseinandersetzung im Zusammenhang mit ihrer Scheidung, dass sie vorerst Miteigentümer des weiterhin von einem Ehegatten und dem gemeinsamen Kind genutzten Wohnhauses bleiben, und erhält der nutzende Ehegatte ein notariell beurkundetes Ankaufsrecht für den Miteigentumsanteil des anderen Ehegatten, ist ein nach der Scheidung aufgrund des Ankaufsrechts erfolgter Erwerb vom früheren Ehegatten nach § 3 Nr. 5 GrEStG steuerfrei. § 3 Nr. 5 GrEStG begünstigt nicht den Grundstückserwerb vom Gesamtrechtsnachfolger des geschiedenen Ehegatten.

Az  II R 33/09, Urteil vom 23.3.2011 
BGH: Altersphasenmodell und Betreuungsunterhalt I
Ein Altersphasenmodell, das bei der Frage der Verlängerung des Betreuungsunterhalts aus kindbezogenen Gründen allein oder wesentlich auf das Alter des Kindes abstellt, etwa bis zum achten und zum zwölften Lebensjahr, wird den gesetzlichen Anforderungen nicht gerecht (im Anschluss an das Senatsurteil vom 30. März 2011 - XII ZR 3/09 - FamRZ 2011, 791). Das gilt auch, wenn die Altersphasen nur als Rahmen benutzt werden, innerhalb dessen die Umstände des Einzelfalls berücksichtigt werden, die Begründung der Erwerbsobliegenheit des betreuenden Elternteils aber nicht auf individuelle Einzelumstände gestützt ist.
(vgl. Senatsurteil BGHZ 180, 170 = FamRZ 2009, 770 Rn. 28).

Az XII ZR 94/09, Urteil vom 15.6.2011

BGH: FamFG - Anforderungen an die Rechtsbehelfsbelehrung 

Die nach § 39 FamFG vorgeschriebene Rechtsbehelfsbelehrung muss sich auf das statthafte Rechtsmittel oder den statthaften Rechtsbehelf, das für die Entgegennahme zuständige Gericht und dessen vollständige Anschrift, die bei der Einlegung einzuhaltende Form und Frist und einen ggf. bestehenden Anwaltszwang erstrecken (im Anschluss an den Senatsbeschluss vom 23. Juni 2010 - XII ZB 82/10 - FamRZ 2010, 1425). Zur Form und Frist der Beschwerdebegründung verlangt die Vorschrift hingegen keine Belehrung (im Anschluss an BAG ZIP 2003, 1850 zu § 9 Abs. 5 Satz 3 und 4 ArbGG). Die Prüfung der notwendigen Formalien für die Zulässigkeit einer Beschwerde ist Aufgabe des Beschwerdeführers. Bei dieser Prüfung kann er sich nicht mit einer unrichtigen Geschäftsstellenauskunft entlasten, wenn seine Verfahrensbevollmächtigte die Auskunft pflichtwidrig nicht auf ihre Richtigkeit überprüft hat (im Anschluss an BGH Urteil vom 9. Januar 1998 V ZR 209/97 - VersR 1998, 1046). 

Geht eine fristgebundene Rechtsmittelbegründung oder ein entsprechender Verlängerungsantrag statt beim Rechtsmittelgericht bei dem erstinstanzlichen Gericht ein, ist dieses lediglich verpflichtet, den Schriftsatz im ordentlichen Geschäftsgang an das Rechtsmittelgericht weiterzuleiten. 

Az XII ZB 468/10, Beschluss vom 15.6.2011 

BGH: Altersphasenmodell und Betreuungsunterhalt II 

Wenn der Betreuungsunterhalt für das Kind verlängert werden soll und das Altersphasenmodell sich dabei allein oder wesentlich auf das Alter des Kindes stützt,  etwa während der Kindergarten- und Grundschulzeit, wird das den gesetzlichen Anforderungen nicht gerecht (im Anschluss an das Senatsurteil vom 
30. März 2011 - XII ZR 3/09 - FamRZ 2011, 791). Für die Betreuung des gemeinsamen Kindes ist grundsätzlich auch der barunterhaltspflichtige Elternteil in Betracht zu ziehen, wenn er dies ernsthaft und verlässlich anbietet. Wie bei der Ausgestaltung des Umgangsrechts nach § 1684 BGB ist auch im Rahmen des Betreuungsunterhalts nach § 1570 BGB maßgeblich auf das Kindeswohl abzustellen, hinter dem rein unterhaltsrechtliche Erwägungen zurücktreten müssen (im Anschluss an das Senatsurteil vom 15. September 2010 - XII ZR 20/09 - FamRZ 2010, 1880).

Az XII ZR 45/09, Urteil vom 1.6.2011
BGH: Unwirksamer Unterhaltsverzicht und die Rechtsfolgen
Hält ein ehevertraglich vereinbarter Verzicht auf nachehelichen Unterhalt der richterlichen Ausübungskontrolle nicht stand, so muss die anzuordnende Rechtsfolge im Lichte des Unterhaltsrechts und damit auch der zum 1. Januar 2008 in Kraft getretenen Unterhaltsrechtsreform und deren Änderungen gesehen werden. Deshalb ist zu berücksichtigen, dass § 1570 BGB nur noch einen auf drei Jahre begrenzten Basisunterhalt vorsieht, der aus kind- und elternbezogenen Gründen verlängert werden kann. 

Az XII ZR 11/09, Urteil vom 2.2.2011

BGH: Goodwill im Zugewinnausgleich
Im Zugewinnausgleich ist grundsätzlich auch der Vermögenswert einer freiberuflichen Praxis zu berücksichtigen. Bei der Bewertung des Goodwill ist ein Unternehmerlohn abzusetzen, der den individuellen Verhältnissen des Praxisinhabers entspricht. Der Unternehmerlohn hat insbesondere die berufliche Erfahrung, die unternehmerische Verantwortung und die Kosten einer angemessenen sozialen Absicherung zu berücksichtigen. Von dem ermittelten Wert der Praxis müssen unabhängig von einer Veräußerungsabsicht latente Ertragsteuern abgezogen werden. Diese sind nach den tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen zu bemessen, die am Stichtag vorlagen. 

Az XII ZR 185, Urteil vom 2.2.2011 

OLG Celle: Beratungshilfe bei Scheidung und Folgesachen
Wenn Beratungshilfe für die Angelegenheiten „Unterhalt, Scheidung oder Personensorge“ gewährt wird, ist für die Frage, ob „dieselbe Angelegenheit“ vorliegt, zwischen der Scheidung und den zugehörigen Folgesachen sowie den Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Trennung zu differenzieren. Insgesamt sind vier Komplexe zu bilden, nämlich 1. Scheidung als solche, 2. Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem persönlichen Verhältnis zu den Kindern (Personensorge, Umgangsrecht), 3. Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Ehewohnung und dem Hausrat und 4. Finanzielle Auswirkung von Trennung und Scheidung (Unterhaltsansprüche, Güterrecht und Vermögensauseinandersetzung).

Az 2 W 141/11, Beschluss vom 14.7.2011

 

OLG Celle: Stufenklage beim Güterrechtlichen Anspruch
Die - uneingeschränkte - Geltendmachung eines güterrechtlichen Anspruches in Form der Stufenklage hat die Rechtshängigkeit des - zunächst noch unbezifferten - Zahlungsantrages insgesamt zur Folge. Wenn das Urteil auf der Leistungsstufe über einen Teilbetrag der selbst errechneten Zugewinnausgleichsforderung erkennt, die das Ergebnis einer Auskunft war, dann stellt dieses Urteil ein – unzulässiges – Teilurteil dar, wenn nicht der übrige Teil des rechtshängig gewordenen Gesamtanspruchs bereits zuvor durch Klagerücknahme oder Erledigungserklärungen erledigt oder aber darüber zugleich entschieden wird. Der Streitwert einer Stufenklage bestimmt sich nach dem werthöchsten Antrag. Wird der - insgesamt rechtshängig gewordene - Zugewinnausgleichsbetrag im weiteren Verfahren wertmäßig beziffert, bestimmt diese Angabe auch dann den Wert für die Auskunfts- und Versicherungsstufe, wenn auf der Stufenklage nur ein Antrag hinsichtlich eines - ausdrücklichen - Teilbetrages gestellt wird.

Az 10 UF 50/11, Urteil vom 28.6.2011 
OLG Hamm: Sittenwidrigkeit des Ehevertrages nicht zwangsläufig
Allein aus einem Globalverzicht folgt auch bei einem objektiv offensichtlichen Ungleichgewicht der Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht zwangsläufig die Sittenwidrigkeit des Ehevertrages, wenn ein Fall gestörter Vertragsparität nicht vorliegt.
Az II 5 UF 51, Beschluss vom 8.6.2011

 

OLG Koblenz: Versorgungsausgleich und Verzicht auf Ausgleich
Auf eine vor dem 1. September 2009 getroffene Vereinbarung zum Versorgungsausgleich ist das seit dem 1. September 2009 geltende VersAusglG anwendbar, wenn das Familiengericht nach dem 31. August 2010 über den Versorgungsausgleich entscheidet. Eine Vereinbarung nach § 6 VersAusglG ist von dem Familiengericht einer Inhalts- und Ausübungskontrolle zu unterziehen, die sich an den Grundsätzen orientiert, die hierfür in  Verbindung mit Eheverträgen und Scheidungsfolgenvereinbarungen gelten. Ein ohne adäquate Kompensation vereinbarter Verzicht auf den Versorgungsausgleich ist nur dann nach § 138 BGB sittenwidrig, wenn nach den Gesamtumständen der kompensationslose Verzicht für einen Ehegatten eine unzumutbare Lastenverteilung ergibt. Die Vereinbarung eines kompensationslosen Verzichts auf den Versorgungsausgleich hält dann einer Inhaltskontrolle stand, wenn in einer nicht langen Ehe der an sich ausgleichsverpflichtete Ehegatte im Wesentlichen das Familieneinkommen erwirtschaftet hat, während der an sich ausgleichsberechtigte Ehegatte eine Ausbildung (Studium mit Referendariat) absolviert hat und dadurch in die Lage versetzt wurde, eine gute und sichere Altersversorgung aufzubauen, an der der andere Ehegatte nicht mehr partipiziert. Das kann auch dann gelten, wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist.
Az 11 UF 138/11, Beschluss vom 26.05.2011 
 

KG Berlin: Ehevertrag und Versorgungsausgleich 
Für die Frage, ob eine im Ehevertrag vereinbarte Regelung über den Ausschluss des Versorgungsausgleichs im Wege der Ausübungskontrolle gemäß § 242 BGB anzupassen ist, kommt es auf die tatsächliche - nicht notwendig einverständliche - Gestaltung der Ehe an. Im vorliegenden Fall hat der selbständig tätige Ehepartner, dessen Praxis Bestandteil seines Altersvorsorgekonzepts ist, diese Tätigkeit ehebedingt aufgegeben.

Az 13 UF 136/10, Beschluss vom 19.5.2011
OLG Saarbrücken: Ausgleichssperre und ausländische Anrechte
Die Anwendung der Ausgleichssperre des § 19 Abs. 3 VersAusglG muss insbesondere dann geprüft werden, wenn ein Ehegatte nur ausgleichsreife inländische Anrechte erworben hat und durch die Teilung dieser Anrechte die Hälfte seiner ehezeitlichen Versorgungsanwartschaften verlöre, gleichzeitig aber hinsichtlich der Teilhabe an etwaigen ausländischen Anrechten des anderen Ehegatten auf die schwächeren schuldrechtlichen Ausgleichsansprüche nach der Scheidung verwiesen wäre.

Ob und gegebenenfalls in welcher Höhe in solchen Fällen die Ausgleichssperre anzuwenden ist, kann - abgesehen von offensichtlichen Bagatellfällen - nur geprüft werden, wenn das Vorhandensein eines ausländischen Anrechts dem Grunde nach und - zumindest annähernd - der Höhe nach geklärt ist. Deswegen entbindet § 19 Abs. 2 Nr. 4 VersAusglG das Gericht nicht von seiner grundsätzlichen Pflicht zur Ermittlung dieser Anrechte. Anrechte, die nach dem Wertausgleich bei der Scheidung für Ausgleichsansprüche nach der Scheidung verbleiben, sind in den Gründen der Ausgleichsentscheidung bei der Scheidung zu benennen (§ 244 Abs. 4 FamFG).

Az 6 UF 60/11, Beschluss vom 17.5.2011
Zeitschrift Forum Familienrecht
Das Doppelheft Nr. 7/8  erscheint im August u.a. mit Aufsätzen von Prof. Dr. Michael Coester, München, „Sorgerechtsstreitigkeiten unter dem Haager Kinderschutzübereinkommen – Erste Entscheidung des BGH“ (Beschluss vom 16.3.2011, Az XII ZB 407/10, s.a. NL Nr. 5-11), von Prof. Dr. Walter Pintens, Leuven, „Die Scheidung und ihre ehegüterrechtlichen Folgen im belgischen Familienrecht“, (s.a. Vortrag auf der Herbsttagung 2010). Weitere Hinweise auf das Heft in NL Nr. 7-11.
Termine 

Sommer Intensiv in Saas Fee vom 28. August bis 3. September 2011

Der erste Teil des Seminars wird sich mit dem neuen Versorgungsausgleichsrecht befassen, das am 1.9.2009 in Kraft trat. Unsere Referenten sind ausgewiesene Experten und führen seit vielen Jahren an den Bedürfnissen der Praxis orientierte Seminare zum Versorgungsausgleich durch: Klaus Weil, Rechtsanwalt, Marburg, Fachanwalt für Familienrecht und Arndt Voucko-Glockner, Dipl.-Vw., Rentenberater für den Versorgungsausgleich, Karlsruhe.

Im zweiten Teil des Seminars wird Dr. Meo-Micaela Hahne, Vorsitzende des 12. Zivilsenats am Bundesgerichtshof, aus der aktuellen Rechtsprechung des Senats referieren, vor allem über das Unterhaltsrecht. Schwerpunkte u.a.: Befristung des nachehelichen Unterhalts, Betreuungsunterhaltsanspruch der geschiedenen Frau, Unterhaltsanspruch der nicht verheirateten Mutter, Fragen des Gesamtschuldnerausgleichs zwischen Ehegatten bei Eingehung gemeinsamer Schulden, Behandlung des Wohnvorteils nach Trennung, Bewertung von freiberuflichen Praxen im Zugewinnausgleich u.v.a.m.; Informationen und Programm finden Sie hier.

Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 24. bis 26. November 2011 in Darmstadt statt; unter der Überschrift „Risiken und Nebenwirkungen“ befasst sich die Tagung mit den Folgen der Reformen im Familienrecht. Ausführlichen Hinweis s. oben. Das Programm ist bereits auf unserer Internetseite veröffentlicht. 
Arbeitsgemeinschaft Erbrecht: 5. Erbrechtstagung am 14.10.2011 in München. Thema: Vermögensnachfolge – neueste Entwicklungen bei Personen-, Kapitalgesellschaften und Stiftungen aus Sicht des Zivil- und Steuerrechts. Programm
Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 5.10.2011 in Frankfurt am Main fortgesetzt (Information und Anmeldung). Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Dahms

D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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